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Zeitgemässe Abfallentsorgung in Köniz

/11,A

Antrag
Der Gemeinderat wird beauftragt, genügend Abfallentsorgungsstellen in und um der
Umgebung von öffentlichen Pärken und Plätzen zu erstellen.
Die Abfallentsorgungstellen sollen die Abfalltrennung (Glas, Papier, Alu, Pet und Abfall)
ermöglichen. Ähüiich dem Konzept der SBB Entsorgungstellen in Bern.

Begründung
An öffent}ichen Pärken und Plätzen kommen viele Menschen zusammen und gehen
yerschiedenen Aktivitäten nach. An diese öffenlichen Stellen treffen sich die Menschen,

um Picknicks zu veranstallten, etwas zusammen zu trinken oder mit ihren Kinder sowie
Haustieren zu spielen. Bei dieser Gelegenheit entsteht bedauerlicherweise Abfall.
M-o-mentan sföd=die Möfüichkeiten die;en Abfall zu entsorgen rar. Aufgrund dessen
müssen grosse Wegstrecken zurückgelegt werden, um den Abfall zu entsorgen und die
yorhandenen Abfalleimer sind oftmaJs überfülit. Durch die neuen

Abfallensorgungsstellen würde der Abfall, den man auf diesen Wegstrecken auf den
Boden wirft, wegfallen.

Durch die neuen Abfallentsorgungsmöglichkeiten sollen sich die erwähnten
Wegstrecken verkürzen und einzelenen Abfa}leimer würden nicht mehr vor Müll
überquellen. Somit kann das Littering reduziert werden, was öffentliche Orte atraktiver
gestalten und Reinigungsarbeiten dezimieren würde.

Die Abfalltrennung ist in der heutigen Zeit besonders in Unternehmen, Institutionen und
Privathausahlten weit fortgeschritten. Dies födrdert den nachhaltigen Umgang mit
Ressourcen und ist somit ein wichtiger Beitrag für die Zukunft unserer Erde. Trotzdem
fehlen an öffentlichen Orten die Möglichkeiten Abfall zu trennen, was den Goldstandart
der Gemeinde Köniz in Frage stellen lässt.

Aus diesen Gründen soll der Geminderat jetzt Lösungen für eine zeitgeriüässe
Abfallentsorgung an Köniz öffenlichen Orten schaffen.

Das Jugendpalament Köniz, 17.11.2016 .! ,5, (;, A , 2, 11
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Planungsbeschluss Mitte-Fraktion, SP

Rücksendung des Abstimmungscouverts

Antrag

Der Gemeinderat wird beauftragt, dafür zu sorgen, dass die Gemeinde das Porto für die Rücksendung
des Abstimmungs- und Wahlcouverts übernimmt, wie es schon bis zum Jahr 2015 der Fall war. Dazu
sind im Produkt 118.2 («Abstimmungen und Wahlen») genügend Mittel einzustellen.

Die qualitative und die quantitative Zielvorgabe gemäss Art. 47a Abs. 1 Geschäftsreglement des
Parlaments ergeben sich aus obigem Antrag.

Als Massnahme zur Zielerreichung wird vorgeschlagen, mit der Post erneut einen Massenrabatt für die
Rücksendung auszuhandeln.

Begründung

Im Rahmen seiner Aufgabenüberprüfung 2016-2018 entschied der Gemeinderat, die bisherige
Regelung aufzugeben, dass die Rücksendung der Abstimmungs- und Wahlcouverts durch die
Gemeinde bezahlt wird.

Zu dieser Massnahme wurden in der Interpellation 1602 («Rücksendung des Abstimmungscouverts»)
kritische Fragen gestellt und in der Parlamentsdebatte vom 23. Mai 2016 wurde die Sinnhaftigkeit
dieser Massnahme in Frage gestellt. Der Gemeinderat widersprach dieser Einschätzung nicht. Die Kritik
bezog sich vor allem auf zwei Punkte, die zugleich den vorliegenden Planungsbeschluss begründen:

Zum einen ist die Überwälzung der Portokosten von der Gemeinde auf die Stimmbevölkerung kein
Nullsummenspiel: Wenn die Gemeinde die Portokosten für die Rücksendung übernimmt, profitiert sie
von einem Massenrabatt. Dieser betrug gemäss der gemeinderätlichen Antwort auf die Interpellation
1602 zuletzt 31.8 Prozent. Der Gemeinderat überwälzte somit nicht nur die von der Gemeinde

getragenen Kosten auf die Bevölkerung, sondern verwirkte gleichzeitig den Massenrabatt. Selbst unter
der Annahme, dass einzelne Personen, die das Couvert früher per Post zurückschickten, dieses nun
ohne die Entstehung von direkten oder indirekten Kosten selbst zur Gemeinde bringen, ist klar, dass
die Bevölkerung von Köniz aufgrund des Entscheids des Gemeinderats unter dem Strich mehr Geld für
die Rücksendung von Abstimmungs- und Wahlcouverts ausgibt als bis Ende 2015. Eine derartige
«Sparmassnahme» ist somit gerade aus finanzieller Sicht nicht im Sinn der Bevölkerung.

Zum anderen setzt die Überwälzung der Portokosten für die Rücksendung des Abstimmungs- und
Wahlcouverts auf die Bevölkerung aus demokratiepolitischer Sicht kontraproduktive, staatspolitisch
heikle Anreize, erhöht sie doch für alle, die nicht regelmässig beim Gemeindehaus vorbeikommen, die
Hürde für die Teilnahme an Abstimmungen und Wahlen, obwohl diese Teilnahme generell - und wohl
auch vom Gemeinderat - als wünschenswert angesehen wird und den unerlässlichen Kern unseres
politischen Systems darstellt. Es geht hier nicht um eine Handlung mit Konsumcharakter, wo das
Verursacherprinzip angebracht wäre, sondern um die Ausübung eines demokratischen Rechts.

Gemäss der Antwort auf die Interpellation 1602 kostete die Übernahme der Portokosten für die
Rücksendung der Abstimmungs- und Wahlcouverts in Vergangenheit durchschnittlich 20'000 bis
24'000 CHF pro Jahr.

Köniz, Januar 2017
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